
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

„Heute sind wir in der glücklichen Lage, in einem Land zu leben, 

das nicht perfekt, aber in besserer Verfassung ist als jemals zuvor. 

Darauf können wir stolz sein, mindestens zufrieden, auch wenn 

damit neue Herausforderungen verbunden sind, die uns im 

nächsten Jahr begleiten werden", so Norbert Lammert, Bundes-

tagspräsident.  

 

Das uns das gelungen ist, für die gute Zusammenarbeit, manche Ermutigung und Unter-

stützung in den vergangenen Wochen und Monaten Ihnen allen einen ganz lieben Dank.  

 
Ich wünsche Ihnen & Ihren Familien und Freunden eine ruhige und besinnliche Weih-

nachtszeit, Gesundheit und viel Erfolg für das kommende Jahr! 
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CDU-Bundesparteitag Essen:  

Wahl als Beisitzerin in den  

Bundesvorstand 
 

Beim 29. Bundesparteitag der CDU Deutschlands 

in Essen haben die Delegierten den Bundesvor-

stand der CDU neu gewählt. Ich freue mich sehr, 

dass ich erstmals als Beisitzerin in den Bundesvor-

stand der Partei gewählt wurde. Das gute Wahler-

gebnis gibt mir Schwung für diese neue Aufgabe. 

Auch die CDU-Landesvor-sitzende Julia Klöckner 

wurde als stellvertretende Vorsitzende mit dem 

besten Ergebnis erneut ins Präsidium der Partei 

gewählt, mit Christian Baldauf als Beisitzer ist ein 

weiterer Rheinland-Pfälzer Mitglied des CDU-

Bundesvorstandes.  
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Alten- und Krankenpflege  

attraktiver gestalten 
Karl-Josef Laumann, Patientenbeauftragter der Bundesregierung, berichtete in der Gruppe der Frauen über das 
geplante Pflegereformgesetz. Ziel ist, die Ausbildungsgänge zum Kranken-, Alten- und Kinderkrankenpfleger zu-

sammen zuführen. Das Berufsbild soll moderner und attraktiver werden. Es muss durchlässiger werden und auch 

kontinuierliche Aufstiegschancen müssen vorhanden sein.  

Als Gruppe der Frauen befürworten wir die geplante Gene-
ralisierung. Denn egal von welchen Blickwinkel wir die Re-

form sehen, sie ist immer ein Gewinn für Frauen: breite 
Grundkenntnisse, gute Weiterbildungsmöglichkeiten, mehr 

Arbeitsmöglichkeiten und am Ende auch eine bessere Ent-

lohnung.  

Indem wir diese Anreize schaffen, wirken wir auch dem 
Fachkräftemangel entgegen. Das ist gut für die Städte, aber 

auch für den ländlichen Raum.  Die Charite baut in Berlin 
Wohnungen, um an Pflegepersonal zu kommen. Wie sollen 

wir in Adenau, Remagen oder Andernach da mithalten? 
Doch nur, wenn das Berufsbild attraktiv ist, die Bedingun-

gen bei uns stimmen und die Bezahlung keinesfalls niedri-

ger ist als in den Ballungsräumen. 

Wie verändert die  

Digitalisierung den  

Einzelhandel? 

Wir bezahlen heute auch mit unseren 

Daten. Die Frage ist, welche Vorteile 
entstehen für den Kunden, wenn er sei-

ne Informationen weitergibt? Er be-
kommt nur die Werbung, die Angebote, 

die ihn interessieren. So werden Streu-
verluste - wie bei Postwurfsendungen 

oder Zeitungsanzeigen - vermieden. An-

hand seiner Daten wird dann das ge-
wünschte Produkte direkt nach Hause 

geschickt, ohne dass der Kunde ein Ge-
schäft betreten muss. Und alles inner-

halb kürzester Zeit, zu jeder Zeit. Und 
der Metzger in der Innenstadt? In TOP-

Lage? Er weiß viel weniger über seine Kunden. Darf, soll das so bleiben? Oder müssen nicht die kleinen und mittle-
ren Unternehmen auch beginnen Daten ihrer Kunden zu sammeln? So könnte der Metzger in Zukunft zielgenau 

die gewünschten Waren bereithalten oder sie direkt liefern. Nicht die Lage, sondern die Schnelligkeit wird ent-

scheiden. 

Aber nicht nur bei der Datenerhebung brauchen wir "Waffengleichheit". Wir sollten darüber nachdenken, ob nicht 
Geschäfte in der Innenstadt sonntags öffnen dürfen. Denn 40 % des Onlinehandels läuft am Sonntag ab. Hier wä-

re „Waffengleichheit“ angebracht. Und vielleicht müssen wir unser Konzept der Fußgängerzonen auch einmal kri-
tisch hinterfragen. Wir erleben heute tote Fußgängerzonen und lebendige verkehrsreiche Straßen mit Läden, Ca-

fés und Restaurants. Wir sollten genau prüfen, ob man Autos in bestimmten Zonen vielleicht wieder zulässt.  

Sie sehen, es war eine sehr anregende Diskussion, die wir vor Ort sicher weiter führen werden. Hier finden Sie die 

Zusammenfassung:  

https://www.cducsu.de/themen/wirtschaft-und-energie-haushalt-und-finanzen/revolution-im-einzelhandel-begleiten-und-gestalten   

https://www.cducsu.de/themen/wirtschaft-und-energie-haushalt-und-finanzen/revolution-im-einzelhandel-begleiten-und-gestalten
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Dem Terror in  

internationaler  

Zusammenarbeit die 

Stirn bieten 

Dem sinnlosen Terror fallen auf 

dieser Welt immer weiter Men-
schen zum Opfer. Die Anschläge 
von Kairo und Istanbul setzen 

diese Kette nun auf das Schreck-
lichste fort. Wir trauern um die 

Opfer des Anschlags in Kairo 
und um die Opfer in der Türkei. 
Terror, egal, wer ihn verübt und 

egal, wo er verübt wird, ist eine 
Verachtung aller unserer christ-

lichen und humanitären Werte 
und jedes Opfer des Terrors hat 

unser Mitgefühl. 

Gerade der Anschlag auf die 

koptischen Christen beunruhigt 
uns besonders. Von den Atten-
tätern wird wie vor Jahren schon 

einmal der Versuch unternom-
men, die ägyptische Gesell-

schaft zu spalten und ins Chaos 
zu stürzen. Die koptischen 
Christen gehören zum Volk 

Ägyptens, sie blicken auf eine 
lange Geschichte im Land am 

Nil zurück. Ihre Lage hatte sich 
in den vergangenen Jahren ver-
bessert. Sie dürfen nicht weiter 

zur Zielscheibe islamistischer 
Fanatiker werden. Wir sind uns 
sicher, dass dies der ägyptische 

Präsident und die geistlichen 
Führer der Sunniten in Kairo ge-

nauso sehen. 

Der feige Anschlag in Istanbul 

erschüttert die Türkei und die in 
Deutschland lebenden Türken 

aufs Neue. Wir hoffen, dass die 
türkische Regierung die Weit-
sicht und Klugheit besitzt, ver-

hältnismäßig darauf zu reagie-
ren. Politisch bleibt unsere 

Schlussfolgerung: Alle friedlie-
benden Staaten müssen im 
Kampf gegen den Terror eng 

zusammenarbeiten. Deutsch-
land und Europa kooperieren in 

dieser Frage auch mit solchen 
Staaten eng, mit denen wir nicht 

in allen Fragen übereinstimmen. 

Allerdings verdichten sich auch 
die Informationen, dass sowohl 

in Ägypten als auch in Europa 
Terroristen und Salafisten aus 
einigen Golfstaaten unterstützt 

werden. Dies ist nicht akzepta-

bel. 

 

Finanzielle  

Absicherung der 

Atommüll-Entsorgung  

Mit dem Gesetz zur Neuord-

nung der Verantwortung der 
kerntechnischen Entsorgung 
wollen wir einen langen politi-

schen Streit in der Atomenergie 
beenden: Der Rückbau der Kern-

kraftwerke und die Entsorgung 
nuklearer Abfälle sollen langfris-
tig solide finanziert werden. Um 

einen breiten gesellschaftlichen 
Konsens herzustellen, bringen 

wir diesen Gesetzentwurf als 
gemeinsame Fraktionsinitiative 
der Koalition mit den Grünen in 

das Plenum ein. 

Damit setzen wir die Empfeh-

lungen der Kommission zur 
Überprüfung der Finanzierung 
des Kernenergieausstiegs vom 

April 2016 um. Es wird ein öf-
fentlich-rechtlicher Fonds in 

Form einer Stiftung errichtet, 
aus dem die Kosten für die Zwi-
schen- und Endlagerung der 

nuklearen Abfälle aus den still-
gelegten Kernkraftwerken ge-

deckt werden sollen. Der Rück-
bau der Kernkraftwerke wird 
von den Energieversorgern 

durchgeführt und bezahlt wer-
den. Die Atom-Rückstellungen 

der Energieversorgungsunter-
nehmen von ca. 17,4 Mrd. Euro 
plus ein Risikozuschlag von 35 

Prozent in Höhe von ca. 6,1 
Mrd. Euro werden an den Fonds 

übertragen.  

Damit wird die Verantwortung 
der Unternehmen hinsichtlich 

ihrer Entsorgungspflichten auf 
den Bund übergehen. Gleichzei-

tig wird das im Herbst 2015 ein-

gebrachte Konzernnachhaf-
tungsgesetz ergänzt, um die 

Haftung des gesamten Konzern-
vermögens auch im Falle einer 
Aufspaltung eines Energiever-

sorgers zu gewährleisten. 

 

Wert des  geistigen 

Werkes im digitalen 

Zeitalter sichern 

In dieser Woche werden wir die 
Reform des Urhebervertrags-

rechts nach längeren Verhand-
lungen verabschieden. Dieses 
Gesetz kommt unscheinbar da-

her, hat aber zentrale Bedeu-
tung für Kreative im digitalen 

Zeitalter: Es soll sicherstellen, 
dass Urheber, also Schöpfer 
geistiger und kreativer Werke, 

und ausübende Künstler auch 
im Internetzeitalter in die Lage 

versetzt werden, eine faire Ver-
gütung zu erhalten. Um ihre An-
sprüche geltend machen zu kön-

nen, wird ihnen ein Auskunfts-
anspruch gegen ihren Vertrags-

partner eingeräumt. 

Zudem regeln wir das Dreiecks-

verhältnis zwischen Autor, Ver-
leger und Verwertungsgesell-

schaften wie der VG Wort so, 
dass diese auch künftig Aus-
schüttungen an die Verlage vor-

nehmen können. Wir leisten da-
mit einen Beitrag zur Ver-

lagsvielfalt in Deutschland und 
damit insgesamt im deutsch-
sprachigen Raum. So sichern wir 

einen Teil unseres kulturellen 
Reichtums. Das ist auch gerade 

in Zeiten bedeutsam, in denen 
sich unsere Muttersprache im 
Ausland großer Beliebtheit er-

freut und viele Menschen 
Deutsch lernen, wie aktuelle 

Zahlen des Goethe-Instituts be-
legen. Für uns gilt: Geistige und 
kreative Leistung muss sich loh-

nen! 
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Daten und Fakten 
Rekord-Weihnachtsgeschäft erwartet. Die deutschen Einzelhändler erwarten, dass ihre Umsätze im Weih-

nachtsgeschäft 2016 erstmals die 90-Milliarden-Euro-Marke knacken. Im Vergleich zum Vorjahr entspricht dies 

einem Wachstum von 3,9 Prozent. Insbesondere der stabile Arbeitsmarkt trägt nach Ansicht des Handelsver-
bands Deutschland zur Umsatzsteigerung bei. Das Weihnachtsgeschäft ist für viele Einzelhändler die umsatz-

stärkste Zeit des Jahres: Der stationäre Handel erzielt knapp 19 Prozent, der Internethandel sogar ein Viertel sei-
nes Jahresumsatzes im November und Dezember. Im Vergleich zum Vorjahr wächst das Weihnachtsgeschäft des 

Onlinehandels dabei um zwölf Prozent. Die erhöhte Konsumlaune zeigt sich auch auf Verbraucherseite: Knapp 

23 Prozent der Verbraucher gaben an, 2016 mehr Geld als im Vorjahr für Weihnachtsgeschenke ausgeben zu 
wollen. 

(Quelle: Handelsverband Deutschland) 

 

Elterngeld wirkt. Knapp zehn Jahre nach der Einführung des Elterngeldes zum 1. Januar 2007 ist dieses fami-

lienpolitische Instrument weitestgehend akzeptiert und hat viele nachweisbare Effekte. Das Elterngeld löste da-
mals das vorherige Erziehungsgeld ab. Die Einführung des Elterngeldes hat das Einkommen für die meisten Fami-

lien im ersten Jahr nach der Geburt ihres Kindes substantiell erhöht und somit für diese Zeit einen finanziellen 
Schonraum geschaffen. So stieg das Haushalts-Nettoeinkommen von Familien mit Kindern im ersten Lebensjahr 

um durchschnittlich 480 Euro pro Monat, bei Müttern mit Hochschulabschluss sogar um rund 600 Euro pro Mo-
nat. Auch hat die Erwerbsbeteiligung von Müttern insgesamt zugenommen. Zwar haben sich mehr Mütter mit 

hohen Einkommen und Qualifikationen eine längere Auszeit genommen, als es früher der Fall war, im zweiten 
Lebensjahr des Kindes ist allerdings die Erwerbsbeteiligung insbesondere von Müttern im unteren Einkommens-

bereich gestiegen. Ebenfalls nehmen deutlich mehr Väter Elternzeit: Lag der Anteil vor 2007 bei weniger als drei 
Prozent, ist er inzwischen auf über 34 Prozent gestiegen. Ein Einfluss auf die Geburtenrate konnte gleichzeitig 

nur teilweise erwiesen werden, auch wenn in der Tendenz leicht positive Effekte festzumachen sind. 

(Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung) 

 

Weniger Verkehrstote. Die Zahl der Getöteten im Straßenverkehr wird erstmals seit drei Jahren sinken und 

2016 voraussichtlich einen neuen Tiefstand erreichen. Nach Schätzungen des Statistischen Bundesamtes dürfte 

die Zahl der Todesopfer 2016 voraussichtlich bei etwa 3.300 liegen. Das wären rund 160 Verkehrstote oder 
knapp fünf Prozent weniger als 2015. Bei den Verletzten ist dagegen eine Zunahme um gut ein Prozent auf annä-

hernd 400.000 zu erwarten. Die Gesamtzahl der polizeilich erfassten Unfälle wird bis zum Jahresende voraus-
sichtlich um drei Prozent auf etwa 2,6 Millionen steigen und damit den höchsten Stand seit der Wiedervereini-

gung erreichen. Dabei wird sich die Zahl der Unfälle mit Personenschaden schätzungsweise um ein Prozent auf 
308.000 erhöhen. Bei den Unfällen mit ausschließlich Sachschaden wird ein Anstieg um etwa vier Prozent auf 

2,3 Millionen erwartet. Zum Rückgang der Zahl der Verkehrstoten im Jahr 2016 dürfte die insgesamt ungünstige 
Witterung im ersten Halbjahr beigetragen haben. Bei schlechtem Wetter sind weniger ungeschützte Verkehrs-

teilnehmer wie Kraftradfahrer und Fußgänger unterwegs. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt)  
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